
 
 

 

  
 

     
   
         
                   
                     
  

 
 

 

 
 

 

R e c h t s a n w a l t  
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t   

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t  

 

Grabenstraße 24 / Ecke Indestraße 

52249 Eschweiler 

Rechtsanwalt     kanzlei 

       Jörg G.   teinort 
 

 

 
Mandantenbrief 10/2017 

 
 

 
SPRUCH des Monats  
Das größte Vergnügen im Leben besteht darin, das zu tun, von dem die 
Leute sagen, du könntest es nicht. 
Walter Bagehot; 1826 - 1877, englischer Nationalökonom und Jurist 

 
 
Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
 

Kündigung eines GmbH-Geschäftsführers aus 

Altersgründen 
  

Das Erreichen eines Alters von 60 Jahren kann im Dienstvertrag mit einem GmbH-

Geschäftsführer als Altersgrenze vereinbart werden, die eine ordentliche Kündigung 

rechtfertigt. Wenn gewährleistet ist, dass dem Geschäftsführer nach seinem Aus-

scheiden aus dem Unternehmen eine betriebliche Altersversorgung zusteht, verstößt 

eine derartige Regelung nicht gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz. Das 

haben die Richter des Oberlandesgerichts Hamm am 19.6.2017 entschieden. 

 

Als Begründung führten das OLG auf, dass das Anforderungsprofil für Unterneh-

mensleiter regelmäßig besonders hoch ist. Daher kann sich aus betriebs- und unter-

nehmensbezogenen Interessen ein Bedürfnis für die Vereinbarung einer Altersgren-

ze ergeben, die unter dem gesetzlichen Renteneintrittsalter liegt. 

 

Des Weiteren kann ein Unternehmen ein legitimes Interesse daran haben, frühzeitig 

einen Nachfolger in der Unternehmensleitung zu installieren. Erhält dann ein auf-

grund der Altersklausel vorzeitig ausscheidender Geschäftsführer sofort eine betrieb-

liche Altersversorgung, ist seinen Interessen an einer sozialen Absicherung Rech-

nung getragen. 

 

Unter diesen Voraussetzungen ist daher - nach Auffassung des OLG - eine verein-

barte Altersgrenze, die deutlich unterhalb des gesetzlichen Renteneintrittsalters 

liegt, als mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz vereinbar anzusehen. 

 

 

 

 



 
Familienrecht 
 
 

Scheidungskosten nicht mehr steuerlich 

ansetzbar 
  

Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) sind seit der 

Änderung des Einkommensteuergesetzes im Jahr 2013 grundsätzlich vom Abzug als 

außergewöhnliche Belastung ausgeschlossen. Das Abzugsverbot greift nur dann 

nicht ein, wenn der Steuerpflichtige ohne die Aufwendungen Gefahr liefe, seine 

Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem 

üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) kommt in seiner Entscheidung vom 18.5.2017 zu dem 

Entschluss, dass die Kosten, die ein Ehegatte für ein Scheidungsverfahren aufwen-

det, regelmäßig nicht zur Sicherung seiner Existenzgrundlage und seiner lebensnot-

wendigen Bedürfnisse dienen. Hiervon kann nur ausgegangen werden, wenn die 

wirtschaftliche Lebensgrundlage des Steuerpflichtigen bedroht ist. Eine derartige 

existenzielle Betroffenheit liegt bei Scheidungskosten nicht vor, selbst wenn das 

Festhalten an der Ehe für den Steuerpflichtigen eine starke Beeinträchtigung seines 

Lebens darstellt. 

 

Anmerkung: Der BFH betont in seiner Pressemitteilung vom 16.8.2017, dass er die 

Kosten einer Ehescheidung bis zur Änderung des Einkommensteuergesetzes im Jahr 

2013 als außergewöhnliche Belastung zwar berücksichtigt hat. Dies ist jedoch nach 

der Neuregelung nicht länger möglich. Der Gesetzgeber will die Steuererheblichkeit 

von Prozesskosten auf einen engen Rahmen zurückführen und Scheidungskosten 

vom Abzug als außergewöhnliche Belastung bewusst ausschließen. 

 
 

 

Sonstiges 
 
"Schlemmerblock" - Vertragsstrafe für Gast-

wirt? 
  

Der Bundesgerichtshof hat mit seinem Urteil vom 31.8.2017 entschieden, dass in 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Herausgebers des Gutscheinheftes 

"Schlemmerblock" eine Vertragsstrafe von 2.500 € für jeden vorsätzlichen Vertrags-

verstoß des Gastwirts nicht wirksam vereinbart werden kann. 

 

Eine solche Vereinbarung, die ohne Differenzierung nach dem Gewicht der Vertrags-

verstöße einen pauschalen Betrag von 2.500 € vorsieht, benachteiligt den Vertrags-

partner entgegen Treu und Glauben unangemessen, weil die Vertragsstrafe ange-

sichts des typischerweise geringsten Vertragsverstoßes unverhältnismäßig hoch ist. 

Denn sie gilt auch für einmalige kleinere Verstöße gegen weniger gewichtige Ver-

tragspflichten. 



 

Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Die Herausgeberin des 

Gutscheinheftes "Schlemmerblock" bietet Gastwirten aus der Region an, darin zwei-

seitige Anzeigen zu veröffentlichen. Die Gastwirte verpflichten sich im Gegenzug 

dazu, den Erwerbern eines "Schlemmerblocks" bei Vorlage der mit den Anzeigen 

verbundenen Gutscheine und Abnahme von zwei Hauptgerichten das günstigere 

Hauptgericht kostenlos zu gewähren. 

 

Zur Sicherung ihres Geschäftsmodells enthalten die Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen eine Vertragsstrafenklausel. Danach verpflichtet sich der Gastwirt, bei einem 

vorsätzlichen Verstoß gegen seine vertraglich übernommenen Pflichten eine Ver-

tragsstrafe in Höhe von 2.500 € für jeden Fall der Zuwiderhandlung zu zahlen, je-

doch maximal einen Gesamtbetrag von 15.000 €. 

 
 


